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25. 

Änderung der Richtlinien für die Gewährung von Darlehen aus dem 
Wasserleitungsfonds

Die Tiroler Landesregierung hat in ihrer Sitzung vom 23. 

Mai 2017 folgende Änderung der Richtlinien für die 

Gewährung von Darlehen aus dem Wasserleitungsfonds 

beschlossen:

„1. § 3 Abs. 2 hat zu lauten: „Der Zinssatz eines 

Darlehens des Wasserleitungsfonds beträgt 0,5 v.H. p.a.“

2 .§ 4 Abs. 2 hat zu lauten: „Die Mindestgebühr nach Abs. 

1 wird mit 1. Jänner eines jeden Jahres nach dem 

Verbraucherpreisindex 1986 (VPI 86) angepasst, wobei 

der Anpassung der jeweilige August‐Indexwert des 

Vorjahres zugrunde zu legen ist.“

3. Die Änderungen der Richtlinien treten mit 01. Juni 

2017 in Kraft.“

Die Richtlinien der Landesregierung für die Gewährung 

von Darlehen aus dem Wasserleitungsfonds in der ab 1. 

Juni 2017 geltenden Fassung lauten daher wie folgt:

„Richtlinien der Landesregierung für die Gewährung 

von Darlehen aus dem Wasserleitungsfonds

§ 1

Wasserleitungsfonds

(1) Der Wasserleitungsfonds ist Teil des Sondervermögens 

des mit Gesetz über die Bildung eines Gemeinde‐

ausgleichsfonds, LGBl. Nr. 1/1952, eingerichteten 

Gemeindeausgleichsfonds.

(2) Das Sondervermögen des Wasserleitungsfonds ist aus‐

schließlich für die Förderung von kommunalen 

Wasserleitungs‐ und Kanalbauten zu verwenden.

§ 2

Förderung von Wasser‐ und Kanalbauten

(1) Die Förderung von Vorhaben im Sinn des § 1 Abs. 2 

erfolgt durch die Gewährung von Darlehen.

(2) Die Gewährung der Förderung obliegt der Landesre‐

gierung. Die Förderabwicklung erfolgt durch den Landes‐

kulturfonds.

(3) Förderwerber können Gemeinden und Gemeindever‐

bände sein.

§ 3

Obergrenzen, Zinssatz, Laufzeit

(1) Der Wasserleitungs‐ und Kanalbau einer Gemeinde
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oder eines Gemeindeverbandes wird mit einem Betrag im 

Ausmaß von 75 v.H. der jährlichen Baukosten gefördert. 

Die förderbaren Baukosten sind dabei mit 100.000,‐ Euro 

pro Jahr und Bauvorhaben begrenzt.

(2) Der Zinssatz eines Darlehens des Wasserleitungsfonds 

beträgt 0,5 v.H. p.a.

(3) Die Laufzeit eines Darlehens des Wasserleitungsfonds 

beträgt zehn Jahre.

§ 4

Mindestgebühr

(1) Ein Darlehen wird nur dann gewährt, wenn die 

Gemeinde oder der Gemeindeverband eine Min‐

destgebühr* erhebt, die im Fall der Förderung des Baus

       a) einer Wasserleitung 0,40 Euro und

       b) eines Kanals 2,048 Euro

 

pro m³ Wasser (jeweils brutto inkl. Umsatzsteuer) 

beträgt.

(2) Die Mindestgebühr nach Abs. 1 wird mit 1. Jänner 

eines jeden Jahres nach dem Verbraucherpreisindex 1986 

(VPI 86) angepasst, wobei der Anpassung der jeweilige 

August‐Indexwert des Vorjahres zugrunde zu legen ist.

(3) Die nach Abs. 2 angepassten neuen Mindestgebühren 

für das Folgejahr werden jeweils rechtzeitig im Merkblatt 

der Gemeinden Tirols bekannt gegeben."

* Anmerkung: Die für das Jahr 2017 geltenden Mindest‐

gebühren sind im Merkblatt für die Gemeinden Tirol, 

Ausgabe Oktober 2016, Nr. 43, veröffentlicht. 

26. 

VRV 2015 ‐ Information für Gemeinden und Gemeindeverbände

Am 19. Oktober 2015 wurde mit Verordnung des 

Bundesministers für Finanzen, BGBl. II Nr. 313/2015, die 

Voranschlags‐ und Rechnungsabschlussverordnung 2015 ‐ 

VRV 2015 kundgemacht.

Die rechtlichen Bestimmungen der VRV 2015 sind 

geschaffen und somit im Gemeindebereich innerhalb der 

in der Verordnung vorgesehenen Fristen in vollem Umfang 

umzusetzen.

Der Geltungsbereich der VRV 2015 erstreckt sich auf 

Länder und Gemeinden sowie deren wirtschaftliche 

Unternehmen ohne eigene Rechtspersönlichkeit. 

Gemeindeverbände sind aus kompetenzrechtlichen 

Gründen nicht vom Geltungsbereich der VRV 2015 erfasst; 

im Einvernehmen mit dem Tiroler Gemeindeverband ist 

jedoch beabsichtigt, dass auf landesgesetzlicher Ebene 

die vollumfängliche Geltung der VRV 2015 ab dem 

Finanzjahr 2020 für alle Gemeindeverbände nach der 

Tiroler Gemeindeordnung 2001  ‐ mit Ausnahme der 

Bezirkskrankenhaus‐Gemeindeverbände – normiert wird.

Zum Inkrafttreten der Verordnung ist vorgesehen, dass 

die Bestimmungen der VRV 2015 für Gemeinden, die zum

Stichtag 1. Jänner 2015 der Kontrolle des 

Rechnungshofes unterliegen, also Gemeinden, die 

mindestens 10.000 Einwohner haben, spätestens für 

das Finanzjahr 2019 anzuwenden sind. Alle anderen 

Gemeinden bzw. die Gemeindeverbände haben die 

Bestimmungen spätestens für das Finanzjahr 2020 zu 

beachten. Da Gemeinden ab 10.000 Einwohner bereits 

ein Jahr früher umgestellt werden, sollen die daraus 

gewonnenen Erkenntnisse unter anderem auch dazu 

dienen, für die restlichen Gemeinden einen möglichst 

vorbereiteten und ausgereiften Umstellungsprozess zu 

gewährleisten.

Derzeit wird politisch eine Verschiebung des Stichtags 

der erstmaligen Anwendung der VRV 2015 (§ 40 VRV 2015) 

diskutiert. Aus Sicht der Datenübermittlung 

(Gemeindehaushaltsdatenträger) aber auch für die 

Umsetzung von vorbereitenden Maßnahmen (Schulungen, 

Anpassung der landesgesetzlichen Bestimmungen) wäre 

eine Verschiebung auf 01.01.2020 bzw. ein einheitlicher 

Termin seitens der Gemeindeaufsicht zu begrüßen. 

Seitens des Bundesministeriums für Finanzen wird dieser 
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Vorschlag derzeit jedoch abgelehnt. Nach aktuellem 

Stand ist von einer Umsetzung entsprechend den 

vorgesehenen Fristen in der VRV 2015 auszugehen. Dies 

muss daher bei den Vorbereitungen berücksichtigt 

werden.

Die Umsetzung dieser Verordnung führt zu einer 

erheblichen Anpassung und Umstellung der derzeit 

bestehenden Gemeinde‐Buchhaltungssysteme auf ein 

integriertes Haushaltssystem, bestehend aus Ergebnis‐, 

Finanzierungs‐ und Vermögensrechnung.

Die VRV 2015 ermöglicht die Erstellung von 

gebietskörperschaftsübergreifend  sowie bundeslän‐

derübergreifend vergleichbareren Haushalts‐ und 

Gebarungsdaten unter Einbeziehung ausgelagerter 

Einheiten sowohl ohne als auch mit eigener 

Rechtspersönlichkeit (Beteiligungsnachweis). Dies ist für 

internationale Meldeverpflichtungen (EUROSTAT) oder 

auch nationale Meldeverpflichtungen (Statistik Austria, 

Österreichischer Stabilitätspakt 2012) grundlegende 

Voraussetzung. Der öffentliche Sektor ist nicht (mehr) 

isoliert zu betrachten, sondern als Einheit. Besonders 

verdeutlicht sich dies in den von Statistik Austria 

veröffentlichten und konsolidierten Daten zum 

öffentlichen Sektor, welche auch die Haushaltsdaten der 

Gemeinden beinhalten. Das Ziel besteht darin, 

Gebietskörperschaften zu verpflichten, Vermögen und 

Schulden einheitlich und vollständig auszuweisen.

Die Umstellung auf die neuen Voranschlags‐ und 

Rechnungsabschlussbestimmungen ist ein mehrjähriger 

Prozess, der neben der Anpassung von landesgesetzlichen 

Bestimmungen (Tiroler Gemeindeordnung 2001, 

Gemeinde‐Haushaltsverordnung 2012) auch eine 

Neuausrichtung des aufsichtsbehördlichen Genehmigungs‐

verfahrens zur Folge haben wird.

Aufgrund der zuletzt intensiv geführten Diskussionen, 

bezogen auf die Umsetzung der neuen Haus‐

haltsbestimmungen, wird es voraussichtlich im Herbst 

2017 zur derzeit kundgemachten VRV 2015, also noch vor 

dem tatsächlichen Inkrafttreten, eine umfangreiche 

Novelle dazu geben, in der u.a. eine Anpassung der 

Nutzungsdauertabelle, eine Überarbeitung des 

Kontenrahmens sowie eine verpflichtende Darstellung des 

Detailnachweises auf Kontenebene bei Gemeinden 

erfolgen soll. 

Als vorbereitende Maßnahmen zur Umsetzung des VRV 

2015 wird derzeit in Arbeitsgruppen ein Mus‐

tervoranschlag bzw. ein Musterrechnungsabschluss 

erstellt bzw. wird es eine Neuauflage des „Kontie‐

rungsleitfadens für Gemeinden und Gemeindeverbände“ 

in Zusammenarbeit mit dem KDZ als Arbeitsbehelf geben. 

Seitens der Statistik Austria wird derzeit an einer VRV‐

konformen Schnittstellenbeschreibung zur Übermittlung 

des Gemeindehaushalts‐Datenträgers gearbeitet, die 

auch seitens des Landes Tirol (DVT) erhebliche 

Anpassungen der quartalweisen und jährlichen 

Datenübermittlung erforderlich machen wird. 

Voranschlag und Rechnungsabschluss – VRV 2015

Nach der VRV 2015 besteht der Voranschlag aus einem 

Finanzierungsvoranschlag und einem Ergebnis‐

voranschlag wobei es zur Überprüfung, inwiefern die im 

Voranschlag festgesetzten Zahlen auch tatsächlich mit 

dem Rechnungsabschluss übereinstimmen, eine 

Voranschlagsvergleichsrechnung für Finanzierungs‐ und 

Ergebnisrechnung mit Begründung der wesentlichen 

Abweichungen gibt.

Wesentliche Neuerungen im Rechnungsabschluss 

ergeben sich daraus, dass es zukünftig einen 

Finanzierungshaushalt, einen Ergebnishaushalt sowie 

einen Vermögenshaushalt gibt.

1. Finanzierungshaushalt – Es sind Einzahlungen 

und Auszahlungen zu erfassen = Zufluss und Abfluss 

liquider Mittel in einem Finanzjahr. Es wird auf den 

Zahlungsmittelfluss und damit auf das Kassen‐

wirksamkeitsprinzip abgestellt. Die Veränderung der 

liquiden Mittel im Finanzierungshaushalt entspricht der 

Veränderung der liquiden Mittel im Vermögenshaushalt.

2. Ergebnishaushalt – Erträge und Aufwände sind 

periodengerecht abzugrenzen. Die Berücksichtigung von 

Erträgen und Aufwendungen hat für jenes Finanzjahr, 

dem sie wirtschaftlich zuzuordnen sind, zu erfolgen. Die 

wirtschaftliche Zuordnung erfolgt nach dem 

tatsächlichen Wertverbrauch bzw. Wertzuwachs. Das 

Nettoergebnis fließt in das Nettovermögen (Passivseite 

des Vermögenshaushalts) ein.

3. Vermögenshaushalt – Gliederung in Aktiva (Ver‐

mögensseite) und Passiva (Kapitalseite). Zur Erstellung
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der Vermögensrechnung ist eine Erfassung und Bewertung 

des gesamten Vermögens durch Ermittlung von 

Vermögenswerten und Erstellung eines Anlagespiegels 

(z.B. für Gebäude, Grundstücke, Straßen, 

Kanalisationssysteme, Wasserleitungen, usw.) 

erforderlich. Zur erstmaligen Erfassung von 

Vermögensgegenständen siehe die nachfolgenden 

Ausführungen zur Erstellung der Eröffnungsbilanz.

Vorbereitenden Maßnahmen – Erstellung der 

Eröffnungsbilanz

Es wird dringend empfohlen, die noch verbleibende Zeit 

bis zum Anwendungsstichtag auf Ebene der Gemeinden 

und Gemeindeverbände für vorbereitende Maßnahmen zu 

nützen.

Ein wesentlicher Schritt dazu ist es, eine Eröffnungsbilanz 

unter Berücksichtigung der Bestimmungen der VRV 2015 

im Besonderen der Übergangsbestimmungen im 4. 

Abschnitt der VRV 2015 zu erstellen. Bei der erstmaligen 

Erfassung und Bewertung von Vermögenswerten in der 

Eröffnungsbilanz können die Bewertungsmethoden gemäß 

§ 39 VRV 2015 unter Beachtung verwaltungsökonomischer 

Prinzipien zusätzlich zu den Regelungen nach §§ 19 bis 36 

VRV 2015 angewendet werden. Der Saldo der 

Eröffnungsbilanz ergibt sich aus der Differenz der 

erstmalig erfassten und bewerteten Vermögenswerte und 

Fremdmittel.

Die Übergangsbestimmungen in § 39 haben für 

Grundstücke, Gebäude und Bauten bzw. Grundstücks‐

einrichtungen je nach verwendeter Bewertungsmethode 

erheblich unterschiedliche Werte (Bewertungsergebnisse) 

zur Folge. 

Ziel der VRV 2015 ist es u.a., Gebietskörperschaften 

miteinander vergleichbar machen zu können.

Zur Erreichung dieses Zieles wurde im Zuge einer 

Arbeitsgruppe mit Steuerberater Prof. Dr. Helmut 

Schuchter und Dr. Klaus Kandler in Zusammenarbeit mit 

den Firmen Kufgem GmbH und GemNova Dienstleistungs 

GmbH ein Leitfaden zur erstmaligen Erfassung und 

Bewertung von Gemeindevermögen verfasst. Die 

Abteilung Gemeinden im Amt der Tiroler Landesregierung 

war in die Erstellung des Leitfadens eingebunden, dieser 

ist somit mit der Gemeindeaufsicht abgestimmt. 

Der Leitfaden soll einerseits Gemeinden erleichtern, die 

Bewertung weitestgehend selbständig durchführen zu 

können. Andererseits soll dieser Leitfaden die einheitliche 

Interpretation und einheitliche Bewertungsmaßstäbe 

basierend auf der VRV 2015 für alle Tiroler Gemeinden 

sicherstellen. 

Zur Gewährleistung einer VRV‐konformen Vermögens‐

bewertung und zur Erreichung des Zieles der 

Vergleichbarkeit wird seitens der Abt. Gemeinden 

empfohlen, die Grundsätze der Vermögenserfassung 

und –bewertung dieses Leitfadens bei der Erstellung 

der Eröffnungsbilanz zu berücksichtigen. 

Mit Juni 2017 beginnt das Schulungsprogramm zum 

Leitfaden zur erstmaligen Erfassung und Bewertung von 

Gemeindevermögen für alle Gemeinden und 

Gemeindeverbände in Tirol. 

Es wird empfohlen, dass jene Bediensteten der 

Gemeinden und Gemeindeverbände, die mit den Auf‐

gaben der Erfassung und Bewertung des 

Gemeindevermögens betraut sind, von diesem Schulungs‐

angebot Gebrauch machen.

A) Allgemeines

Bei Verordnungen handelt es sich um Rechtsvorschriften, 

die sich an die Allgemeinheit richten und verbindlich sind. 

Auf der Gemeindeebene gründen sich Verordnungen 

überwiegend auf einen Beschluss des Gemeinderates und 

stellen ein zentrales Rechtsinstrument in vielen 

Rechtsbereichen dar; beispielsweise seien nur genannt 

das Abgabenwesen und die ortspolizeilichen 

Verordnungen.  Damit nun die Verbindlichkeit von 

Verordnungen eintritt und damit eine Rechtsnorm 

geschaffen wird, sind inhaltliche und formale Kriterien zu 

erfüllen bzw. einzuhalten.  Gemäß § 122 Abs. 1 Tiroler 

Gemeindeordnung 2001 hat die Gemeinde die im eigenen 

Wirkungsbereich der Gemeinde aus dem Bereich der

27. 

Verordnungen der Gemeindeorgange ‐ Hinweise und Empfehlungen
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Landesvollziehung erlassenen Verordnungen unverzüglich 

der Landesregierung (je nach Aufgabenbereich Abteilung 

Gemeinden, Bau‐ und Raumordnungsrecht, Verkehr, …) 

bekannt zu geben. Diese hat die vorgelegten 

Verordnungen inhaltlich und formell (zuständiges Organ, 

Beschlusserfordernisse, Kundmachung usw.) auf ihre 

Gesetzmäßigkeit zu prüfen. Dasselbe gilt gemäß § 6 

Bundes‐Gemeindeaufsichtsgesetz; BGBl. Nr. 123/1967, für 

Verordnungen der Gemeinde in Angelegenheiten des 

eigenen Wirkungsbereiches aus dem Bereich der 

Bundesvollziehung; diese sind dem Landeshauptmann 

(zuständige Abteilung) mitzuteilen.  

In der Folge wird auf einige Kriterien näher eingegangen 

bzw. werden Hinweise und Empfehlungen für die 

Bearbeitung von Verordnungen in den Gemeinden 

gegeben. 

B) Musterverordnungen im Portal Tirol

In den letzten Monaten wurden die im Portal Tirol zur 

Verfügung stehenden Musterverordnungen überarbeitet 

und aktualisiert. Diese sind unter folgender 

Internetadresse abrufbar: Portal Tirol/Gemeinde‐

anwendung Land Tirol/Info‐Gemeinden/WIKI Abt. 

Gemeinden. Es wird empfohlen, die dortigen 

Musterverordnungen als Grundlage für die Erstellung 

neuer Verordnungen bzw. die Überarbeitung und Änderung 

geltender Verordnungen heranzuziehen.

Im Einzelnen wird auf folgende Punkte besonders 

hingewiesen:

a) Finanzausgleichsgesetz 2017

Mit 01. Jänner 2017 ist das Finanzausgleichsgesetz 2017, 

BGBl. I Nr. 116/2016, in Kraft getreten. Das Finanz‐

ausgleichsgesetz 2017 stellt die rechtliche Grundlage für 

Gemeindeabgaben auf Grund des freien Beschlussrechtes 

dar und ist wie oben angeführt zu zitieren.

b) Dynamische Verweisungen

Der Begriff der sogenannten „dynamischen Verweisung“ 

bedeutet, dass ein bestimmtes Gesetz mit dem Zusatz „in 

der jeweils geltenden Fassung“ zitiert wird. Nun hat der 

 Verfassungsgerichtshof mehrfach judiziert, dass 

dynamische Verweisungen grundsätzlich nicht 

verfassungskonform sind und (im konkreten Fall) die 

 betroffene Verordnung als verfassungswidrig aufgehoben. 

Dementsprechend werden in den zur Verfügung gestellten

Musterverordnungen keine dynamischen Verweisungen 

mehr verwendet, sondern die einzelnen Gesetze in der 

Stammfassung und der Fassung der zuletzt erfolgten 

Änderung/Novellierung zitiert. 

c) Umsetzung der UN‐Behindertenrechtskonvention

In Umsetzung der UN‐Behindertenrechtskonvention haben 

Bund, Länder und Gemeinden  eine gleichberechtigte 

Teilhabe von Menschen mit einer Behinderung am 

gesellschaftlichen Leben in allen Bereichen zu 

ermöglichen. In Umsetzung dieser Konvention sollen 

Assistenz‐ und Therapiehunde Menschen mit einer 

Behinderung die Teilhabe am gesellschaftlichen Leben 

erleichtern. Die entsprechende Regelung wurde mit dem 

§ 39a des Bundesbehindertengesetzes geschaffen. 

Nachdem die Umsetzung der Konvention auch die 

Gemeinden betrifft, wird dringend empfohlen, in jenen 

Verordnungen, die Verbote in Bezug auf das Mitbringen 

von Tieren oder das Verwenden von Fahrzeugen enthalten 

(z.B. Friedhofsordnungen, Spielplatzverordnungen usw.), 

entsprechende Ausnahmen für Menschen mit einer 

Behinderung vorzusehen (hinsichtlich der Formulierung 

siehe unsere Musterverordnungen).  

C) Kundmachung von Verordnungen

Gemäß § 60 Abs. 1 TGO sind Verordnungen unverzüglich 

durch öffentlichen Anschlag an der Amtstafel der 

Gemeinde für die Dauer von zwei Wochen und in sonst 

ortsüblicher Weise kundzumachen. Wiederholend wird 

darauf hingewiesen, dass die Kundmachungspflicht 

zwingend ist und eine nicht gehörig kundgemachte 

Verordnung keinerlei Rechtswirksamkeit entfaltet. 

In diesem Zusammenhang hat der Verfassungsgerichtshof 

immer wieder darauf hingewiesen, dass der gesamte 

Verordnungstext kundzumachen ist. So stellen etwa der 

Hinweis, dass die Verordnung zur Einsichtnahme im 

Gemeindeamt aufliegt, oder der Anschlag der 

Niederschrift über die Sitzung des Gemeinderates an der 

Amtstafel keine ordentliche Kundmachung dar. 

Dies gilt auch für die jährlich zu beschließenden 

Gebührenerhöhungen, welche im Ergebnis eine Änderung 

der jeweiligen Verordnung darstellen. 

Aus diesem Grund haben wir dafür eine eigene 

Mustervorlage „Verordnung Gebühren und 

Indexanpassungen“ erstellt, deren Verwendung zukünftig 

empfohlen wird.
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28. 

Abgabenertragsanteile der Gemeinden Juni 2017



J U N I  2 0 1 7 M E R K B L A T T  F Ü R  D I E  G E M E I N D E N  T I R O L S                  7 

29. 

Abgabenertragsanteile der Gemeinden Jänner bis Juni 2017
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VERBRAUCHERPREISINDEX
FÜR APRIL 2017 

(vorläufiges Ergebnis)

Index der Verbraucherpreise 2015

Basis: Durchschnitt 2015 = 100

Index der Verbraucherpreise 2010

Basis: Durchschnitt 2010 = 100

Index der Verbraucherpreise 2005

Basis: Durchschnitt 2005 = 100

Index der Verbraucherpreise 2000

Basis: Durchschnitt 2000 = 100

Index der Verbraucherpreise 96

Basis: Durchschnitt 1996 = 100

Index der Verbraucherpreise 86

Basis: Durchschnitt 1986 = 100

Index der Verbraucherpreise 76

Basis: Durchschnitt 1976 = 100

Index der Verbraucherpreise 66

Basis: Durchschnitt 1966 = 100

Index der Verbraucherpreise I

Basis: Durchschnitt 1958 = 100

Index der Verbraucherpreise II

Basis: Durchschnitt 1958 = 100

April 2017

(vorläufig)

102,8

113,8

124,6

137,8

144,9

189,6

294,6

517,1

658,8

661,0

März 2017

(endgültig)

102,6

113,6

124,4

137,5

144,7

189,2

294,1

516,1

657,6

659,7

Der Index der Verbraucherpreise 2015 (Basis: Jahresdurchschnitt 2015 = 100) für den 

Kalendermonat April 2017 beträgt 102,8 (vorläufige Zahl) und ist somit gegenüber dem Stand 

für März 2017 um 0,2 % gestiegen (März 2017 gegenüber Februar 2017 + 0,5 %). Gegenüber 

April 2016 ergibt sich eine Steigerung um 2,1 %  (März 2017/2016  + 1,9 %).
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